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Ist direkte Demokratie noch möglich?

EVne t/m/rage zu 7/e.vew /n/ia/r erga/re vora;m/c7;///c7i e/T/e /»<w/7/ve Me/z/7ie/7. Dass s/cA t/c/.v ScAive/ztr-
vo/Ase/ne/;o//7/scAe« ReeA te «/'cAf Aee/wtràcAt/gen o7crgar h>eg«eArw en /assen hv//, AaAe/7 Ae/sp/e/swe/-
s? se/T/e «egat/ve« ReaAt/one« a«/7e« £«/»vw//'e/7;er «offenen» R««7esverfasswMg, 7er />/ 7erZw/'scAe/?-
2e/7 /« 7erSrA«A/a7e verscAwM«7e/j t'sf, A/w/ä«g//cA geze/gt; es ew/j//«7et a//getne/n 7/re/cte Z)etwoAra//e
a/s ,Sc/Asfverstä«7//cAAc/r, 7/e «/c/7/ />; Frage geste//f iver7e« 7o//.'

Wer heute die staatliche Wirklichkeit aus einiger
Distanz zu begreifen und mit der direkten De-
niokratie in Übereinstimmung zu bringen ver-
sucht, wird sich aber schwer tun. Er muss erken-
len, dass sowohl aussen- wie innenpolitisch
Entwicklungen im Gange sind, die die Antwort
auf die Titelfrage zunehmend zweifelhaft wer-
den lassen. Die Zeit der Gewissenserforschung
Und der Entscheidungen rückt in grossen Schrit-
ten näher.

Direkte Demokratie im EG-Umfeld

Ünter den Gründen, die die Schweiz im Augen-
blick und noch einige Zeit darüber hinaus an ei-
nen Beitritt zur EG hindern, sind die institutio-
nellen wohl diejenigen, deren Beseitigung am
schwersten ist. Nur ein Staat, dessen Rechtssy-
stem und -Ordnung es möglich macht, die von
der EG beanspruchten Kompetenzen an sie ab-

zutreten, ist grundsätzlich beitrittsfähig. Für die
Schweiz bedeutet dies, dass sie zuerst einer
neuen Kompetenzverteilung bedürfte, welche
zulasten der Stimmbürger, der Gemeinden und
der Kantone dem Bunde eine erhöhte Machtfül-
le einräumt, die dieser dann teilweise an die Ge-
meinschaftsorgane weitergeben müsste. Einge-
denk der Empfindlichkeiten, welche bereits Ur-
teile des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte ausgelöst haben («wir wollen keine
fremden Richter»), wird man sich fragen müs-
sen, ob und wie ein viel weitergehender Autono-
ntieverlust die Gnade der Bürger findet. Bereits
eine Mitwirkung im EWR (Europäischer Wirt-
Schaftsraum) kann, beharrt die EG auf der Über-
bahme ihres «acquis communautaire» durch al-
le Teilnehmer, ohne eingreifende Änderungen
der schweizerischen Kompetenzordnung nicht
erfolgen, mit anderen Worten, wenn die Schweiz
sich in Europa nicht isolieren will, wird sie an ih-
rem Staatsaufbau mehr als nur Retouchen vor-
nehmen müssen.

Parlamentarismus in falscher Optik
Die Schweiz ist von parlamentarischen Demo-
kratien umgeben; der Medienzugang des

Schweizers ist umfassend und grenzüberschrei-
tend. Die Verbindung dieser beiden unabänder-
liehen Tatbestände hebt den Sonderfall Schweiz
in Europa stärker hervor, als ihrem politischen
System zuträglich ist. Zum einen erweist es sich
als ausserordentlich schwierig, im Ausland Ein-
sieht in und Verständnis für unsere direkte
Demokratie zu vermitteln. Zum andern wird
hierzulande offenbar nicht mehr erfasst, dass die
Emotionalisierung der Bevölkerung unter dem
System des Parlamentarismus einen anderen
Stellenwert besitzt. Dort geht es der Opposition
regelmässig und vor allem darum, die Politik der
Mehrheit so zu verunglimpfen, dass sie letztlich
aus der Macht verdrängt werden kann. In der di-
rekten Demokratie hingegen muss die Konsens-
suche und -findung, welche dem Sachverstand
zu folgen haben, im Vordergrund stehen. In die
Exekutiven auf den verschiedenen staatlichen
Ebenen werden regelmässig unter Wahrung ei-
nes Parteienproporzes Persönlichkeiten ge-
wählt, die sich untereinander verständigen sol-
len. Die direkte Demokratie kann nur funktio-
nieren, wenn die Behördemitglieder in ihrem
Amt sich nach dem Mehrheitsprinzip zu diszi-
plinieren vermögen. Wer das nicht begreift, hat
entweder den inneren Gehalt des Koliegialprin-
zips nicht verstanden oder ist in der Behörde am
falschen Platz.

Ausländischer Medieneinfluss

Ein weiterer Ausfluss der grenzüberschreiten-
den Information nach ausländischem Beispiel
ist die Übersensibilisierung für ganz bestimmte
Problemkomplexe durch die Medien. Drei Tat-
bestände mögen dies zeigen. Das aus neuerer
Zeit eklatanteste Beispiel ist die Fichenaffäre,
die bis zur «Staatskrise» hinaufstilisiert und
aufgrund welcher jede Lappalie zum Nachrich-
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tenereignis gemacht wurde; ein weiteres ist die
über ein Jahr vorgetragene Vorverurteilung der
Bundesrätin Kopp, die es schliesslich einem
grossen Teil des Volkes unverständlich machte,
dass die Anklagen zu ihrer Verurteilung für das

Bundesgericht nicht ausreichten; schliesslich
sei das unverhältnismässige Hochspielen von
sogenannten Minderheiten erwähnt wie bei-
spielsweise die Militärdienstverweigerer, deren
Zahl gemessen an den Dienstleistenden noch
nie mehr als 1 Promille erreichte. Das sagt
nichts anderes, als dass in der Schweiz Sitten aus
dem Parlamentarismus einreissen, die den in
der direkten Demokratie verlangten nüchternen
Sachverstand des Souveräns untergraben.

Mangelnde Respektierung der Mehrheit

Die Infragestellung der direkten Demokratie er-
folgt nicht nur durch institutionelle Anforderun-
gen zur Vermeidung der europäischen Desinte-
gration der Schweiz oder durch ausländische
Einflüsse. Im Land selber drohen die system-
konformen Regeln in Vergessenheit zu geraten
oder zusehends vernachlässigt zu werden. Es ist
zur Mode geworden, Abstimmungsergebnisse
jeweils durch Bezug auf die Minderheiten zu re-
lativieren und - post festum - zusätzliche Kon-
Zessionen zu verlangen. Typische Beispiele: Ar-
meeabschaffungsinitiative, HB Süd-West in Zü-
rieh.

Mag man das für die Verlierer als «Retten, was
zu retten ist» verstehen, ist es auf der anderen
Seite völlig untragbar - um nicht zu sagen: ein
Verrat an der Mehrheit -, wenn seitens der Ge-
winner generelle Kompromissbereitschaft sig-
nalisiert wird. Solches Verhalten steht im Ge-
gensatz zu den Grundsätzen der politischen Me-
chanismen der direkten Demokratie, verleidet
dem Stimmbürger die Teilnahme am politi-
sehen Geschehen und höhlt das System aus. Es
scheint deshalb vonnöten, sich der Spielregeln
zu erinnern. Nur wenn diese wieder durchge-
setzt werden, besteht eine Chance, unser Staats-
system zu erhalten.

Gestörte Entscheidungsabläufe

Jede politische Tätigkeit dreht sich letztlich um
Problemlösungen im gesellschaftlichen Be-
reich, das heisst um den Rechtssetzungsprozess
in einem jeweils bestimmten Feld des staatli-
chen Lebens. Dieser wickelt sich in einem ei-
gentlichen tripolaren Spannungsfeld ab, das aus
dem Gerechtigkeitsprinzip - als Ergebnis der

Gesellschafts- und Sozialordnung -, dem
Zweckmässigkeitsanspruch - als Gegenstand
der Politik - und der Rechtssicherheit - als
Auswirkung der getroffenen Lösung - entsteht.
Vom moralischen Prinzip zur Rechtsform führt
somit der Weg über das Aushandeln dessen, was
rechts- und pflichtenmässig für die Mehrheit an-
nehmbar und angemessen ist. Ergeht durch drei
Phasen. Zum ersten hat man sich zu einigen,
worüber politisiert werden soll. Zum zweiten
bringen die verschiedenen direkt oder indirekt
Interessierten aller Richtungen ihre Anliegen
und Idealvorstellungen klar und deutlich ein,
wohlwissend, dass sie daran zwar Abstriche -
Konzessionen - machen müssen, aber dafür Ge-
genkonzessionen verlangen können. Wenn
schliesslich die Meinungen (durch das vorparla-
mentarische Verfahren und nachfolgend durch
die zuständige Exekutive) soweit zusammenge-
führt sind, dass mit einfachem Ja oder Nein
durch den zuständigen Kompetenzträger ent-
schieden werden kann, ist die dritte Phase er-
reicht. Begrifflich lassen sich diese drei Phasen
umschreiben mit Problemstellung, politische
Willensbildung und öffentliche Meinung oder
auch mit Festlegung des zu ordnenden Rechts-
bereichs, Konsenssuche und Entscheid.

Volksabstimmung oder Volksumfrage?

Dieser - möglicherweise etwas theoretisch an-
mutende, - politische Mechanismus hat zwei
staatspolitisch relevante Konsequenzen. Es
braucht einmal politische, wirtschaftliche und
soziale Gruppierungen, die in der Lage sind, ko-
härente und programmatische Idealvorstellun-
gen ihrer angestrebten Gesellschafts- und So-
zialordnung zu entwickeln und in den politi-
sehen Willensbildungsprozess einzubringen.
Das bedeutet aber gleichzeitig eine Absage an
jene Politik, die nur punktuell auf Einzelberei-
che gemacht wird. Sodann folgt daraus, dass der
in der Phase der öffentlichen Meinung gefallene
Entscheid auch für den Verlierer nicht mehr an-
fechtbar sein darf; dieser hat seine Argumente
in die politische Willensbildung einbringen kön-
nen und möglicherweise Zugeständnisse für die
Endlösung erhalten. Was beschlossen ist, ist
aber beschlossen, es sei denn, man denaturiere
die Volksabstimmung zur Volksumfrage.
Es kann kein Zweifel darüber bestehen, dass die
Lagebeurteilung allein anhand der hier ange-
schnittenen Tatbestände existentielle Probleme
der direkten Demokratie aufzeigt. Die Teilnah-
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me an den europäischen Entwicklungen ver-
langt gewichtige systematische Abstriche; die
unbewertete Übernahme der politischen Sitten
und Gebräuche parlamentarischer Demokra-
tien ist mit dem schweizerischen System nicht
vereinbar. Das sich daraus ergebende Bedro-
hungsbild weist eindeutig darauf hin, dass die
direkte Demokratie von innen heraus durch die
Emotionalisierung der Politik gefährdet ist.

Gegen Missbrauch der Toleranz

Damit ist die Frage nach der Sanierung gestellt.
In der Regel wird hiefür mehr Toleranz nach al-
'en Seiten gefordert. Wenn das heissen soll, dass

jeweils demokratische und mehrheitlich gefällte
Entscheide - auf welcher Stufe auch immer -
nicht respektiert werden, ist eine Absage am
Platz. Das Rezept heisst wohl eher «fortiter in re,
suaviter in modo» (fest in der Sache, sanft in der

Art), mit anderen Worten Grundsatztreue mit
Bereitschaft zur Verträglichkeit. Dazu bedarf es

der Grundsätze sowie der Bereitschaft, sich da-
für einzusetzen. Grundsätze umfassen Idealvor-
Stellungen in der Sache und in ihrer Durchset-
zung. Die Idealvorstellungen ihrerseits mögen
differieren, aber ihre Durchsetzung unterliegt
den systemkonformen Mechanismen, sofern das

System - eben die direkte Demokratie - nicht
pervertiert werden soll.

Das Rezept dazu hat der schwäbische Pietist
Friedrich Oettinger vorgegeben:

«Gott gebe mir die Gelassenheit, Dinge hinzu-
nehmen, die ich nicht ändern kann,

den Mut, Dinge zu ändern, die ich ändern kann,

und die Weisheit, das eine vom andern zu unter-
scheiden.»

/I ns oVm aWbc/ienèenc/// <7év ßonA; ,/m//os ßöra

Ernährung 91

fm /ir/i/i//ng 799/ w/V</ /« ßera c//e no//ono/e ßonr/eraass/e//««g ßraö/irang (/«/rAge/u/irt.

EVnö/irang 9/ Ar a/s er/e/mAone«//er/e /!nss/e//«ng ao/e/«er F/äc/re von 5'000 m^gep/on/, ß/e/n> z/7e

^fl/Zegen r/er /sraoT/rang m/r e/n/re/m/sc/ien ßrar/o/c/en /mogew/rA/som se/n wi><7. «Sïe Ar gerragen von Or-
gnnAnr/onen r/er /anc/w/rAe/!oyi'//e/jen /Voc/nAr/on, vom Kerre//er/;onr/e/, von ß'rnä/irangj/ac/i/euren nnc/

me/;reren ßunr/e.vomrem.

Erstmals in der Schweiz werden sämtliche Pflan-
Zen und Tiere, die unserer Ernährung dienen,
gemeinsam dargestellt: die Pflanzen (Getreide,
Kartoffeln, Zuckerrüben, Raps, Obst und Ge-
ttiüse), teils in verschiedenen Vegetationsstu-
fen: Saatgut, erste Wachstumsphase, mittlere
Phase und in erntereifem Zustand. Bei den Tie-
ren geht es um Lämmer, Kälber, Masttiere,
Milchkühe, Schweine, Hennen und Poulets,
aber auch um Eier und Honig.
Ein Ausstellungsteil ist dem 13. Jahrhundert ge-
widmet. Dort steht ein unter Leitung von Prof.
Dr. Werner Meyer, Basel, rekonstruiertes ale-
aiannisches Einraum-Haus (späterer Standort
Ballenberg). In diesem Haus leben Personen.
Sie tragen Kleider wie im 13. Jahrhundert und
kochen Hirsebrei nach Rezepten unserer Väter.

Den Veranstaltern unter der Leitung von Natio-
nalrat William Wyss, Grasswil BE, geht es dar-

um, das Thema Ernährung von einer neuen Sei-

te und umfassend anzupacken, den Schulen An-
schauungsunterricht zu bieten, den Erwachse-

nen den Weg des Nahrungsmittels von der Natur
bis in den Laden aufzuzeigen und die Vorteile
der einheimischen Produktion sichtbar zu ma-
chen. Die Schweizerische Vereinigung für Er-
nährung wird einmal mehr dem Besucher zei-

gen, dass er seine Gesundheit durch entspre-
chendes Essverhalten positiv beeinflussen kann.

D/e m<'/i«/)rac/i(g kooz/p/er/e /hrn/'<:'//!mg,//m/m
vom 26. /lpr/7 6A 6. /V/o/ /99/ zusammen m/7 r/er
ß/vl 9/ /n ßera s/a//.
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